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Urs Rist

Das ehemalige Felix-Platter-
Spital soll in 134Wohneinheiten
auf neun Geschossen sowie
Dienstleistungs- und Gewerbe-
nutzungen im Erdgeschoss um-
gebautwerden.Dafür hat die Ge-
nossenschaft «Wohnen und
mehr» ein Baugesuch einge-
reicht, das bis zum 15. Februar
beim Bau- und Gastgewerbein-
spektorat aufliegt. Es bildet das
erste von drei Projekten für das
Areal, das heuteWestfeld heisst.

Die Baukosten für dieses Teil-
projekt werden auf 56 Millionen
Franken beziffert. Die beiden an-
derenTeilewerdenNeubauten in
zwei Etappen umfassen. Insge-
samt sollen 530Wohnungen ent-
stehen, wie die Genossenschaft
schon im April 2019 an einer
Orientierungmitteilte. Das neue
Spitalwurde imApril 2019 in der
Nordwestecke desArealsmit 280
Betten eröffnet.

Das vor 53 Jahren vollendete
frühere Hauptgebäude des Spi-
tals ist vom Regierungsrat 2016
unter Schutz gestellt worden. Er
hat damals eine Vereinbarung
zwischen derEinwohnergemein-
de Basel und demHeimatschutz
Basel sowie der Freiwilligen
Denkmalpflege zur Entwicklung
gemeinnützigenWohnungsbaus
genehmigt. Auf den 1. Juli 2019
hat der Kanton der Genossen-
schaft «Wohnen und mehr» das
Hauptgebäude und eine Fläche
von 35000 Quadratmetern im
Baurecht überlassen. Sie hat dem
Haus den Namen Lena gegeben,
was lebenswerte Nachbarschaft
bedeutet.

Alterswohnungenmit Service
Auf den neun Obergeschossen
des Hauptgebäudes soll eine
breite Vielfalt von Wohnungen
entstehen,wie eineÜbersicht der
Architektengemeinschaft Müller
Sigrist Rapp aufzeigt. Die gröss-
ten Anteile entfallen auf solche
mit zweieinhalb, drei und drei-
einhalb Zimmern, insgesamt
rund 60 Einheiten.

Die Dreieinhalbzimmerwoh-
nungen sind meist zwischen 80
und 90 Quadratmeter gross, in
den obersten Geschossen umfas-
sen sie zumTeil 118 und 128Qua-

dratmeter. Auch die elf Einhei-
tenmit viereinhalb Zimmern ha-
ben meist Grössen von 100 bis
128 Quadratmetern.Vorgesehen
sind aber auch Wohnungen mit
einem Zimmer bis sechseinhalb
Zimmer.

Im zweitenObergeschoss ent-
steht eine Clusterwohnung mit
fünf Wohneinheiten, das sind
fünf Kleinwohnungen zu einem
oder zwei Zimmern mit indivi-
dueller Nasszelle und Koch-
nische sowie gemeinsamgenutz-
tem Wohnzimmer. Diese

11,5 Zimmer haben eine Fläche
von 367 Quadratmetern. Im drit-
ten Obergeschoss sind 17 Klein-
wohnungenmit einemoder zwei
Zimmern für ältere Personen
vorgesehen. Dazu gehören ge-
meinschaftlicheWohn- und Ess-
räume sowie ein Mahlzeiten-
und Wäscheservice. Diese Räu-
me werden vom Bürgerspital
gemietet und weitervermietet.

Bezug abWinter 2022
Im umgenutzten Spitalgebäude
entsteht ein Miteinanderhaus,

ein Quartierzentrum für Basel-
West, schreibt Andreas Courvoi-
sier, Vizepräsident von «Wohnen
und mehr». So sind im Erdge-
schoss ein Kindergarten mit
Tagesstätte sowie eine Kinder-
krippe vorgesehen, imOstflügel
zweiMehrzwecksäle und kleine-
re Räumlichkeiten, die von den
Bewohnern gemietet werden
können. Ebenfalls zugemietet
werden können Co-Working-
Räume, zwei Gästewohnungen
und sieben Gästezimmer im ers-
ten Obergeschoss.

Weiter sollen im Erdgeschoss
gegen den Innenhof des Areals
ein Detailladen, voraussichtlich
vonDenner, ein Fitnessraumund
ein Bistro Platz finden. Eine neue
Tiefgaragemit rund 200 Plätzen
soll zusammenmit den nördlich
des Hauptgebäudes geplanten
Neubauten erstellt werden, für
die ein separates Baugesuch ein-
gereicht wird.

Der Baubeginn ist laut And-
reas Courvoisier im Sommer
2020, der Bezug abWinter 2022
vorgesehen.

Früheres Spital bietet vielfältigesWohnen
Quartierzentrum Die Genossenschaft «Wohnen undmehr» hat ein erstes Baugesuch für dasWestfeld eingereicht.
Insgesamt sollen drei Projekte auf dem ehemaligen Felix-Platter-Areal realisiert werden.

Im ungenutzten Spitalgebäude entsteht ein Quartierzentrum für Basel-West mit Kindergarten und -krippe. Visualisierung: Wohnen und mehr/ nightnurse images

Werbei den Behörden durch sein
Verhalten denVerdacht erweckt,
er könnte – sei es wegen eines
privaten Konflikts oder eines
Streits mit einer staatlichen
Instanz – demnächst ausflippen
und gezielte, schwere Gewalt
anwenden, soll in Basel-Stadt
ins Visier einer neuen Behörde
geraten.

Diese «Fachstelle für Bedro-
hungsmanagement» soll einen
rein präventiven Ansatz ver-
folgen. Sie nimmt Meldungen
von amtlichen oder privaten In-
stitutionen – zum Beispiel über
häusliche Gewalt, psychisch
gestörte Personen oder gewalt-
bereite Extremisten – entgegen.

Anschliessend analysiert sie
Risikofaktoren und bietet poten-
zielle Gefährder zum Gespräch
auf. Mögliche Opfer sollen von

der Fachstelle ebenfalls Unter-
stützung erhalten.

Es ist geplant, die Fachstelle
bei der Kantonspolizei Basel-
Stadt anzusiedeln. Sie umfasst
sieben Stellen und würde jähr-
lich 1,6 Millionen Franken kos-
ten. Der Regierungsrat hat am
Donnerstag einen entsprechen-
den Vorschlag zur Teilrevision
des Polizeigesetzes bis am
31. März in die Vernehmlassung
geschickt.

Zahlreiche Institutionen
Heute gibt es bereits eine Viel-
zahl von Instanzen, die sich mit
Gewaltprävention befassen. Die
Regierung erwähnt in ihremRat-
schlag zuhanden des Grossen
Rates unter anderem den Dienst
Prävention der Kantonspolizei.
Dieser bietet «Trainings zu

Gewalt- und Konfliktlösung an
Schulen oder Weiterbildungen
für Lehrpersonen und Vereine»
an. Er betreibt zudem die «An-
laufstelle Radikalisierung».

Die «Jugend- und Präven-
tionspolizei» führt «Gespräche
mit Jugendlichen, die Hinweise
auf eine Entwicklung hin zur
Straffälligkeit anzeigen».Der So-
zialdienst derKantonspolizei be-
rät Einwohner und private Ins-
titutionen «bei Fragestellungen
zurGefahrenabwehr und Gefah-
reneinschätzung».

Im Rahmen des «Community
Policing» kann die Polizei im
Quartier «deeskalierend bei Kon-
flikten intervenieren, Anfragen
beantworten oder bei Problemen
an die richtige Stelle triagieren».

Ferner existiert im General-
sekretariat des Justiz- und Si-

cherheitsdepartements ein Fach-
referat für die Themen «häusli-
che Gewalt und Opferhilfe». Zu
seinenAufgaben gehört die «Ver-
netzung staatlicher und privater
Akteure». Die Bewährungshilfe
des Kantons Basel-Stadt kann bei
häuslicher Gewalt intervenieren
und Gewaltberatung anbieten.

Hilfe leisten auch private Or-
ganisationen wie die Stiftung
Frauenhaus beider Basel, das
Männerbüro Region Basel, die
Fachstelle Zwangsheirat oder die
Opferhilfe beider Basel.

ProblemDatenschutz
Warum also braucht es über-
haupt eine «Fachstelle fürBedro-
hungsmanagement»? Weil die
heute tätigen Instanzen «aus
Datenschutzgründen kaum fall-
bezogen zusammenarbeiten

können», argumentiert der Re-
gierungsrat. Innerhalb der Ver-
waltung fehlten «gegenseitige
Melde- und Auskunftsrechte,
nicht zuletzt für Fachpersonen
im Gesundheitswesen».

Es mangle auch an «gesetzli-
chen Grundlagen, um Risiko-
analysen durchzuführen und
situationsspezifisch präventive
Massnahmen zu ergreifen und
zu koordinieren».

Das geltende Polizeigesetz er-
laube denOrdnungshütern zwar
eine «generell präventive»Tätig-
keit, schreibt die Regierung. Es
genüge aber nicht «für das Be-
arbeiten von besonderen Perso-
nendaten». Weil die Behörden
heute «kein Gesamtbild der Be-
drohungslage» erstellen könn-
ten, seien Gefahren nur «par-
tiell» erkennbar.

Ob die geplante Fachstelle ihre
Arbeit je aufnehmenwird, ist of-
fen. Erst das Echo aus der Ver-
nehmlassungwird zeigen, ob das
Vorhaben politisch mehrheits-
fähig ist. Allerdings haben sich
Bund, Kantone, Städte und Ge-
meinden bereits auf einen natio-
nalen «Aktionsplan zur Verhin-
derung undBekämpfungvonRa-
dikalisierung und gewalttätigem
Extremismus» geeinigt.

Dabei haben sie vereinbart,
ein kantonales Bedrohungsma-
nagement einzuführen. Basel-
Stadt gehört mit Uri, Appenzell
Innerrhoden,Obwalden,Nidwal-
den undGraubünden zu den ein-
zigen Kantonen, die noch keine
entsprechende Fachstelle ins Le-
ben gerufen haben.

Martin Furrer

Basel plant ein «Bedrohungsmanagement» zur Verhinderung von Gewalt
Vernehmlassung Die Revision des Polizeigesetzes soll mehr Prävention und eine bessere Zusammenarbeit zwischen Behörden erlauben.

ZweiWirte schmuggeln
3,5 Tonnen Fleisch ein
Basel Länger als überdie Spanne
eines ganzes Jahres, zwischen
März 2018 und Mai 2019, sollen
zwei Wirte illegal Fleisch aus
Deutschland in die Schweiz einge-
führt haben – insgesamt rund
3,5 Tonnen. Das Fleisch verarbei-
teten sie in ihrem Restaurant. Bei
der 28. Fahrt wurden sie bei einer
Kontrolle imRaumBasel erwischt,
so die Eidgenössische Zollverwal-
tung am Donnerstag. Das Treiben
kommt die Wirte teuer zu stehen.
Siemüssen die hinterzogenenAb-
gaben, rund80000Franken,nach-
bezahlen. (sda)

Weniger Rayon- und
Stadionverbote 2019
Basel Gegen Fussballfans sind
2019 inBaselmarkantwenigerRa-
yon- und Stadionverbote ausge-
sprochen worden als im Vorjahr.
Wurden 2018 noch 24 Rayonver-
bote verhängt, waren es 2019 nur
noch deren 10. Die Zahl der vom
FC Basel angeordneten Stadion-
verbote sank von 29 auf 7. Rück-
läufig waren mit je 150000 Fran-
ken auch die durchschnittlichen
Gesamtkosten derKantonspolizei
Basel-Stadt fürdieHeimspiele des
FCBasel, wie das Justiz- und Si-
cherheitsdepartementBasel-Stadt
am Donnerstag mitteilte. (sda)

Bevölkerungswachstum
verlangsamt sich
Basel Im Kanton Basel-Stadt hat
sich das Bevölkerungswachstum
im letzten Jahr verlangsamt: Die
Einwohnerzahl stieg 2019 um 151
auf 200407 Personen an. Das ent-
spricht laut Statistischem Amt
einemPlus von 0,1 Prozent. In den
Jahren 2015 bis 2018waren es noch
0,4 bis 0,6 Prozent. (sda)

KostenloseHilfe von
unabhängigen Ärzten
Basel Ab dem29. Januar gibt es in
Basel die Möglichkeit, sich gratis
und inCafé-AtmosphärevonFach-
personen bei medizinischen Ent-
scheidungen beraten zu lassen.
Dies bei unabhängigenAllgemein-
oder Fachärzten, die im Rahmen
des «AmmCaféMed» agieren. Die
Akademie Menschenmedizin
(Amm),die das Projekt initiiert,will
den Servicewegen der zunehmen-
den Kommerzialisierung im Ge-
sundheitswesen anbieten– jeweils
einmal pro Monat im «Restaurant
am Aeschenplatz». Der erste Ter-
min ist am 29.1., 14–17 Uhr. (red)
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Franziska Laur

Es war eine emotionale Debatte
im Grossen Rat: «Das Projekt ist
unausgegoren», sagteTonja Zür-
cher zumProjekt Rheinterrassen
bei dermittleren Brücke. Es ver-
letze den Lebensraum von Fau-
na und Flora. Für sie wäre es
sinnvoller gewesen, wenn man
die juristische Beurteilung abge-
wartet hätte, bevor das Parla-
ment den Segen dazu gibt.

Diese Beurteilung hat Regie-
rungsrat Hans-Peter Wessels
schon vorweggenommen. Er hat
die Regiokommission und das
Grüne Bündnismit einem gehei-
men Schreiben versorgt, indem
erArgumente zurAblehnung der
Einsprachen gegen das Projekt
aufführte.

So wurden am vergangenen
Mittwoch im Grossen Rat die
knapp 400000 Franken für die
neuen Terrassen aus Holz am
Kleinbasler Rheinufer mit 64 Ja
gegen 19 Nein bei 8 Enthaltun-
gen bewilligt. Thomas Müry
(LDP) hatte in der Ratsdebatte
am Mittwoch Rückweisung be-
antragt. Er sei zwar ursprünglich
für das Projekt gewesen. Im Ge-
sprächmit diversen Gruppierun-
gen und Anwohnern habe er
jedoch seine Meinung geändert.
«Wenn so eine Front aufgebaut

wird, dann steckt mehr dahin-
ter», sagte er. Die Rückweisung
wurde abgelehnt.

Undemokratischer Prozess?
Wäre es nicht fairer und demo-
kratischer gewesen, wenn man
zuerst den juristisch-fachlichen
Entscheid auf der Einsprache-
ebene abgewartet hätte und
dann mit dem Projekt in den
Grossen Rat gekommen wäre?

«Nein, ganz im Gegenteil!»,
wehrt sich Wessels. Üblicher-
weise entscheide derGrosse Rat
zuerst über den Kredit. Erst dann
werde das Bauprojekt erarbeitet
und das Baugesuch publiziert.
Üblicherweise sei der politische
Prozess längst abgeschlossen,
wenn die Einsprachen behandelt
würden.

Und auch dass er mit einem
Mail Stimmung für das Projekt
macht, findet er durchaus nor-
mal: «Es gehört zu den Kernauf-
gaben der Regierung, Überzeu-
gungsarbeit bei denMitgliedern
des Grossen Rates zu leisten.» Es
sei doch selbstverständlich, dass
er sich zu den neu aufgetauch-
ten Argumenten gegen die
Rheinterrassen äussern müsse
und aufzuzeigen habe, weshalb
diese nicht stichhaltig sind. Al-
lerdings haben nicht alle Rats-
mitglieder dieses Mail erhalten,

und es wurde auch nicht öffent-
lich gemacht.

Wessels versucht in seinem
Schreiben, die Argumente der
Einsprecher zu entkräften: Die
Rheinterrassen würden ja gar
nicht in einerNaturschonzone zu
liegen kommen, schreibt er bei-
spielsweise. Jost Müller, Ge-
schäftsleiterWWFRegion Basel,

wundert sich, nachdem er von
der BaZ auf die Argumente auf-
merksam gemacht worden ist:
«Damit nimmt Wessels die Ab-
weisung unserer Beschwerde ja
schon voraus.» Der WWF habe
auch nie behauptet, dass es Na-
turschonzone sei. Doch sie sei im
Inventar der schützenswerten
Naturobjekte aufgeführt.

«Wir haben schon beim Rhein-
badhüsli Breite Einsprache erho-
ben. Damals hat man uns zuge-
sichert, dass es eine einmalige
Sache sei, da die Rekonstruktion
des Rheinbades absolut stand-
ortnotwendig sei», sagt Müller.
Jetzt folge quasi auf dem Fuss
nochmals ein für die Natur und
das Rheinbord einschneidendes

Projekt. Kritisiert hat der WWF
unter anderem auch, dass keine
rechtsverbindlichen Pläne aufge-
legen sind.

Von temporär zu dauerhaft
Tonja Zürcher, die im Grossen
Rat ebenfalls für die Rückwei-
sung plädiert hat, ist der Mei-
nung, dass in der Bewilligung
klar festgehalten sein muss,
wann die Terrassen wieder ab-
gebaut werden. Und da die
Gefahr bestehe, dass sie länger
als die prognostizierten Jahre
stehen blieben, müsse das Pro-
jekt angepasst und redimensio-
niert werden.

Dass es kein temporäres Pro-
jekt wird, befürchten auch Ein-
sprecher aus der Anwohner-
schaft. Allein die Materialisie-
rung lasse darauf schliessen,
dass es dauerhaft bestehen soll.
Sie hegen auch den Verdacht,
dass das Projekt garnicht von der
Internationalen Bauaustellung
(IBA) initiiert worden ist, son-
dern vonTino Krattiger, Initiator
des sommerlichen Festivals
«Floss». Dafür spricht, dass er in
den Medien tüchtig die Werbe-
trommel für das Projekt geschla-
gen hat. Anwohner berichten,
dass der «Floss-Kapitän» stolz
erzähle, das IBA-Projekt «sei auf
seinem Mist gewachsen».

Wessels argumentiert, als gäbe es keine
Einsprachen gegen die Rheinterrassen
Bauprojekt In einem Schreiben an die Regiokommission und an ausgewählte Ratsmitglieder versuchte der Baudirektor die Meinung
des Parlaments zu beeinflussen. Darin begründet er, weshalb das Projekt seine Berechtigung hat. Die Einsprecher sind irritiert.

Die geplanten Bauten am Kleinbasler Rheinufer bestehen aus einer abgestuften Holzterrasse auf
einer Länge von 28 Metern, einer Holzplattform und aus vier Blockbänken.

Gleichstellung Der Kanton Basel-
Stadtwill imBereich Lohngleich-
berechtigung einweiteres Kont-
rollinstrument installieren. Die
Regierung hat am Donnerstag
mitgeteilt, dass die Behörden
Unternehmen, die bei einer Be-
schaffung eine Offerte einrei-
chen und dann den Zuschlag er-
halten, überprüfen sollen, ob sie
die Lohngleichheit fürMann und
Frau einhalten. «Fehlbaren
Unternehmenwird dieMöglich-
keit eingeräumt, in einer ange-
messenen Frist Korrekturen vor-
zunehmen», so das Präsidial-
departement – 12 Monate haben
die Firmen dann Zeit, die Lohn-
gleichheit zu erfüllen. «Danach
können Sanktionen ausgespro-
chenwerden.» Zuständig für die
Kontrollen soll die Abteilung
Gleichstellung von Frauen und
Männern mit der Leiterin Leila
Straumann sein.

Die öffentliche Hand habe in
der Förderung der Lohngleich-
heit eineVorbildfunktion, heisst
es. Mit der Unterzeichnung der
2016 lancierten Charta bekräfti-
gen Behörden, Lohngleichheit in
ihremEinflussbereich umzuset-
zen, sei es als Arbeitgebende, bei
Ausschreibungen im öffentli-
chen Beschaffungswesen oder
als Subventionsorgane.

Für Regierungspräsidentin
Elisabeth Ackermann (Grüne)
handelt es sich um eine «Selbst-
deklaration», die vom Staat ver-
langtwird. Die Behördenwollen
bei denjenigen Unternehmen
Stichproben durchführen, die
einenAuftrag vomKanton erhal-
ten haben. Wenn ein Unterneh-
men gegen die Auflage verstos-

se, drohe eine Submissionssper-
re, wie Ackermann zur BaZ sagt.

«Unnötige Doppelstruktur»
Was das künftig bedeutet, wenn
Basel beispielsweiseweitereTes-
la für die Polizei anschaffen will
oder sonst Beschaffungen aus
dem Ausland vorsieht, erklärt
Ackermann so: «Grundsätzlich
gelten die Anforderungen zur
GleichbehandlungvonMannund
Frau gemäss Beschaffungsgesetz
für alle Leistungen, die in der
Schweiz erbracht werden. Für
Leistungen im Ausland wird in
der Selbstdeklaration die Einhal-
tung der ILO-Kernübereinkom-
men bestätigt.»

Der Basler Gewerbeverband
lehnt diese neue Kontrollinstanz
ab. «Es wird hier eine unnötige
Doppelstruktur geschaffen», sagt
Patrick Erny vom Gewerbever-
band Basel-Stadt. Das Beschaf-
fungsgesetz verlange bereits,
dass die Gesamtarbeitsverträge
sowie die vomBundvorgeschrie-
bene Gleichbehandlung von
Mann und Frau eingehaltenwer-
de. «Das Amt fürWirtschaft und
Arbeitwacht über die Einhaltung
dieser Vorgaben im Submis-
sionswesen», sagt Erny. «Wir se-
hen nicht, warum es hier noch
eine zusätzliche solche Struktur
braucht, da der administrative
Aufwand für die Betriebe im
Rahmen einer öffentlichen Aus-
schreibung ohnehin schon sehr
hoch ist.» Der Pilotversuch hat
gezeigt, dass der Zusatzaufwand
dervorgesehenen Kontrollen für
KMU beträchtlich ist, sagt Erny.

Mischa Hauswirth

Kanton kontrolliert Firmen gleich zweimal,
ob Lohngleichheit eingehaltenwird

Sie sitzt im Schmalen Wurf am
Fenster vor einem Pfefferminz-
tee. Und ihre Stimme ist noch
etwas rauer als sonst.

Strouppi ist erkältet. Das ver-
trägt sich nicht so gut mit den
Proben für das Charivari. «Doch
daswird schonwieder», sagt sie
gut gelaunt. Vergangenen Som-
mer hatte Charivari-Produzent
Erik Julliard telefonisch Kontakt
zu ihr aufgenommen und ge-
fragt, ob sie sich vorstellen könn-
te, in den Rahmestiggli der
Vorfasnachtsveranstaltung mit-
zuspielen. Sie war überrascht.
Seit 32 Jahren lebt sie weit weg
von Basel: in Portugal, in einem
Haus in der Algarve. Dort, in
einer ländlichen Gegend, unter-
nimmt sie täglich lange Spazier-
gängemit ihren beidenHunden.

Seit zwölf Jahren ist sie nicht
mehr auf der Bühne gestanden.
Im Jahr 2008 hatte sie ihren letz-
ten Drummeli-Auftritt; während
einesVierteljahrhunderts gehör-
te sie dort mit ihrer markanten
rauen Stimme zum Rahmestig-
gli-Ensemble. Wagt man sich
nach so langer Zeit ohne Proble-
mewieder ins Scheinwerferlicht?
«Ichmusstemir die Sache schon
ein wenig überlegen, aber nur
wegen der Hunde, die ich ja in
Portugal nicht einfach allein las-
sen kann», sagt sie. «Doch das ist
nun geregelt.»

Von Adelheid zu Strouppi
Strouppi kommt jedes Jahr ein-
mal nach Basel. «Mein Leben ist
in Portugal, aber mein Herz ist
hier», sagt sie.Und dann kommen
Erinnerungen hoch – an ihre Zeit,

als siewährend derHerbstmesse
einen Stand auf dem Petersplatz
hatte und Produkte aus Portugal
verkaufte; an die Zeit, als sie
nebenher in der Hasenburg im

Service arbeitete; an ihrenMann,
der 1971 gestorben ist.

Aber auch an die Zeit, als sie
als ausgebildete Fotografin im
elsässischen Fislis für eine

Transportfirma arbeitete. Dort
nämlich erhielt sie von den
Arbeitskollegen den Namen
Strouppi, weil sie damals noch
Gauloise rauchte, leicht verwu-
schelte Haare hatte und nach
Arbeitsschluss auch gerne ein-
mal ein Bier trank.Adelheid Dör-
flinger, so ihr richtiger Name,
passe nicht zu ihr, fanden die
Kollegen. Dass sie ledigerweise
Veil geheissen hatte und in der
Schule von allen Veieli genannt
wurde, wussten sie nicht.

Gelernt ist gelernt
Dass Strouppi jeweils Anfang
Februar ihre Heimatstadt Basel
besucht, hat natürlich seinen
Grund: Es ist die Fasnacht. Seit
Jahren steht sie bei der von ihr
mitgegründeten alten Garde der
Basler Rolli ein, früher als Tam-
bourmajorin, heute im Vortrab.

Diesmalmusste siewegen der
Charivari-Proben bereitsAnfang
Januar anreisen. Keine Selbst-
zweifel? «Nein, der Wiederein-
stieg in dieWelt derRahmestiggli
ist mir leicht gefallen», sagt sie.
«DieTexte hatmir der neue Cha-
rivari-Regisseur Lucien Stöcklin
schonvorWochen nach Portugal
geschickt. Lucien ist grossartig,
und das Ensemble hatmich sehr
gut aufgenommen.» Und: Was
man einmal gelernt hat, vergisst
man nicht so schnell. «Damals
im Drummeli hat mir Regisseur
Rolf Lansky sehr viel Entschei-
dendes beigebracht», sagt
Strouppi. «Dafür bin ich ihm bis
heute dankbar.»

Dominik Heitz

Die raue Stimme des Drummeli ist zurück
Glaibasler Charivari Mit 79 Jahren wagt sich Strouppi nochmals auf die Vorfasnachtsbühne.

«Mein Leben ist in Portugal, aber mein Herz ist hier, in Basel»:
Adelheid Dörflinger, besser bekannt als Strouppi. Foto: Nicole Pont


